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Der Countdown hat begonnen
Die FDP ist bereit für den Wahlkampf 2027 
mit starken Kandidaturen in den Kantonen 
und starken Lösungen für die Schweiz. 
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Regierungsratwahl Aargau
Nationalrätin Maja Riniker stellt sich der 
Wahl in den Regierungsrat des Kantons 
Aargau und spricht über ihre Motivation.
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Sicherheitspolitik
Die FDP legt einen Vorschlag auf den 
Tisch, wie die dringenden Armee­
investitionen finanziert werden könnten.
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«Wir brauchen keine neue Neutralität.»

Interview mit Bundesrat Ignazio Cassis

SCHWEIZER

FREISINN
Für alle, die den Wecker stellen
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Editorial

Liebe Freisinnige
Die eidgenössischen Wahlen rücken näher. Es 
ist offensichtlich, dass es im Parlament mehr 
Freisinn und mehr liberale Kräfte braucht, um 
unser Land vorwärtszubringen. Damit das Rea-
lität wird, muss die FDP im Wahlkampf glän-
zen – und genau das werden wir: Dank unseres 
neuen Auftritts wird die FDP aus der Masse 
herausstechen. Den entscheidenden Unter-
schied macht aber nicht das Design, sondern 
unser Anspruch: Statt wie die anderen Parteien 
einfach nur Probleme zu bearbeiten, streben 
wir nach Lösungen für eine Schweiz, die auch 
morgen zu den besten Orten der Welt zum Le-
ben und Arbeiten gehört.

Wir sind die Partei der Lösungen
In den vergangenen zwölf Monaten ist uns das 
gelungen: Die FDP ist bei vier entscheidenden 
Volksabstimmungen vorausmarschiert und hat 
den Takt angegeben. Viermal haben wir gewon-
nen: beim Bodigen der Juso-Enteignungs- und 
der 10-Millionen-Initiative sowie bei der Besei-
tigung des Eigenmietwerts und der Einführung 
der Individualbesteuerung. Dank der FDP ist die 
verfassungswidrige Heiratsstrafe endlich ab-
geschafft! Diese Erfolge zeigen, wie nahe wir 
mit unserer Politik bei den Leuten sind. Vor al-
lem aber zeigen sie, was möglich ist, wenn wir 
Menschen mit liberaler Haltung mobilisieren 
können. Wenn sie mitziehen und sich engagie-
ren. Dafür ein herzliches Dankeschön!

Wohlstand fällt nicht vom Himmel
Wie wichtig eine starke freisinnige Präsenz 
im Parlament ist, das zeigte sich in den letzten 
Monaten etwa beim Mercosur-Freihandelsab-
kommen: Unsere Fraktion war die einzige Bun-
desratspartei, die geschlossen für offene Märk-
te, Arbeitsplätze und wirtschaftliche Chancen 
stimmte. Offenbar haben inzwischen viele an-
dere vergessen, dass Wohlstand nicht vom 
Himmel fällt. Er muss erarbeitet werden von 
Menschen, die anpacken und Verantwortung 
übernehmen – Bürgerinnen und Bürger, die Tag 
für Tag den Wecker stellen und dafür sorgen, 
dass die Schweiz funktioniert. Dieser Einsatz 
ist für uns Verpflichtung: Die FDP macht Politik 
für ein Land, in dem die Menschen am Ende 
des Tages mehr vom Lohn im Portemonnaie 
haben. Wir bekämpfen mit aller Kraft unnötige 
Bürokratie und neue Steuern.

Arbeit, Sicherheit und Infrastruktur
Damit Menschen und Unternehmen sich ent-
falten und etwas aufbauen können, braucht es 
noch viel mehr als eine vernünftige Steuerpoli-
tik: Ebenso wichtig sind eine leistungsfähige 
Verkehrsinfrastruktur, eine sichere Energie-
versorgung und genügend Wohnraum. Des-
halb müssen wir Bewilligungsverfahren be-
schleunigen, Bürokratie abbauen und dafür 
sorgen, dass in der Schweiz wieder schnel-
ler gebaut werden kann. Und letztlich gehört 
die Sicherheit zur DNA von uns Freisinnigen: 

Wohlstand braucht ein sicheres Fundament. 
Deshalb muss unsere Armee rasch wieder ver-
teidigungsfähig werden – nachgerüstet ohne 
einen Rappen neue Steuern.

Nein zur «Neutralitätsinitiative»
Zu einer sicheren Schweiz gehört ausserdem 
politische Handlungsfähigkeit. Genau diese ge-
fährdet die «Neutralitätsinitiative», wie unser 
Bundesrat Ignazio Cassis in seinem Interview 
(Seite 4) aufzeigt. Am 27. September sagen  
wir deshalb klar Nein zur «Neutralitätsinitia-
tive» – und damit Ja zur bewährten Schweizer 
Neutralität.

Liebe Freisinnige, die Schweiz braucht uns 
und unsere Werte mehr denn je. Packen wir es  
gemeinsam an!

Susanne Vincenz-Stauffacher,
Co-Parteipräsidentin und Nationalrätin

Benjamin Mühlemann,
Co-Parteipräsident und Ständerat
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Wahlen 2027

Die Schweiz braucht eine starke FDP – heute 
mehr denn je. Unser Land steht vor grossen 
Herausforderungen. Bezahlbarer Wohnraum 
wird knapper, die Krankenkassenprämien stei-
gen, Unternehmen finden immer schwieriger 
genügend Fachkräfte und unsere Infrastruk-
tur gerät zunehmend an ihre Grenzen. Gleich-
zeitig wächst die Unsicherheit in Europa und 
der Welt.

Die Schweiz braucht jetzt keine Politik der 
Empörung, keine immer neuen Verbote und 
keine leeren Versprechen. Sie braucht Men-
schen, die Verantwortung übernehmen, Prob-
leme anpacken und Lösungen umsetzen. Dafür 
steht die FDP.

Jeden Abend stellen Millionen Menschen in 
unserem Land ihren Wecker. Sie stehen früh 
auf, arbeiten, gründen Unternehmen, bilden 
Lernende aus, engagieren sich in Vereinen, 
leisten Freiwilligenarbeit oder sorgen für ihre 
Familien. Sie übernehmen Verantwortung – Tag 
für Tag. Genau für diese Menschen machen 
wir Politik.

Wir wollen, dass Leistung wieder belohnt 
wird. Dass unsere Unternehmen wachsen und 
Arbeitsplätze schaffen können. Dass unsere 
Strassen, Schienen, Stromnetze und digitalen 
Infrastrukturen mit unserem Land Schritt hal-
ten. Und dass die Menschen in der Schweiz 
sicher leben können – nach innen wie nach 
aussen.

Deshalb setzen wir im Wahljahr 2027 kla-
re Prioritäten: Arbeit. Sicherheit. Infrastruk-
tur. Denn Arbeit schafft Wohlstand. Sicherheit 
schafft Vertrauen. Und eine leistungsfähige In-
frastruktur ist die Grundlage für unseren Erfolg 
und unsere hohe Lebensqualität.

Zu allen drei Schwerpunkten haben wir 
Positionspapiere erarbeitet. Sie zeigen auf, 

welche konkreten Lösungen die FDP für die 
Zukunft unseres Landes vorschlägt. Über die 
nebenstehenden QR-Codes gelangen Sie direkt 
zu den einzelnen Papieren.

Der Wahlkampf beginnt jetzt. Deshalb laden 
wir Sie herzlich zu unserer freisinnigen Lands-
gemeinde ein. Bringen Sie Ihre Familie, Freun-
de und Bekannte mit. Gemeinsam diskutieren 
wir unsere Ideen, bereiten den Wahlkampf vor 
und setzen ein starkes Zeichen für einen erfolg-
reichen Freisinn.

Packen wir es gemeinsam an. Für alle, die 
jeden Morgen aufstehen, Verantwortung über-
nehmen und unser Land mit ihrem Einsatz stark 
machen. Für den Freisinn. Für die Schweiz.

Damian Müller,
Wahlkampfleiter und Ständerat

Packen wir es an!

«Wir wollen,  
dass Leistung wieder 

belohnt wird.»
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Neutralitätsinitiative

Am 27. September stimmt das Stimmvolk über die aus rechtsbürgerlichen 
Kreisen eingereichte Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität»,  
die sogenannte Neutralitätsinitiative, ab. Bundesrat Ignazio Cassis stellt  
sich den kritischen Fragen zur Initiative. 

Herr Bundesrat, die Initiative heisst «Wahrung der 
schweizerischen Neutralität». Warum ist der Bun-
desrat gegen etwas, das doch eigentlich selbstver-
ständlich sein sollte?
Weil es am 27. September nicht darum geht, ob 
die Schweiz neutral bleiben soll. Die Schweiz 
war neutral, sie ist neutral und sie bleibt neutral.

Worum geht es dann? 
Die eigentliche Frage ist: Wollen wir eine neue 
Neutralität mit starren Regeln in der Verfas-
sung? Oder wollen wir an unserer Neutralität 
festhalten, die sich seit rund 180 Jahren be-
währt hat?

Bundesrat und Parlament sagen klar: Wir 
brauchen keine neue Neutralität. Deshalb emp-
fehlen wir, die Initiative abzulehnen.

Aber wenn die Neutralität so wichtig ist, warum 
schreiben wir sie dann nicht endlich klar in die 
Verfassung?
Weil mehr Verfassung nicht mehr Neutralität 
bedeutet. Unsere Neutralität hat schon heu-
te klare Grundlagen: im internationalen Recht, 
insbesondere in den Haager Konventionen, und 
in unserer Bundesverfassung.

Vieles, was die Initiative verlangt, gilt be-
reits heute: kein Beitritt zu einem Militärbünd-
nis, keine Beteiligung an Kriegen anderer Staa-
ten, gute Dienste für den Frieden. Neu ist vor 
allem, dass die Initiative den Handlungsspiel-
raum der Schweiz einschränkt.

Aber braucht es nicht gerade bei der Neutralität 
klare Regeln statt politischen Handlungsspiel-
raum?
Wir haben klare Regeln – und das seit Genera-
tionen. Aber klare Regeln dürfen nicht bedeu-
ten, dass wir uns selbst die Hände binden. Das 
Neutralitätsrecht gibt den Rahmen vor. 

Innerhalb dieses Rahmens müssen Bundes-
rat und Parlament entscheiden können. Denn 
keine Krise ist wie die andere. Neutralität al-
lein schützt kein Land. Die Schweiz muss je-
weils sorgfältig prüfen: Was dient unserem 
Land, unserer Sicherheit und unserer Unab-
hängigkeit? Wenn wir die Neutralität in ein zu 
enges Korsett zwängen, verlieren wir genau 
diese Freiheit.

«Ein Nato-Beitritt steht für

die Schweiz nicht zur Diskussion.»

«Die Schweiz war 
neutral, sie ist neutral 
und sie bleibt neutral.»
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Neutralitätsinitiative

Die Initiative verbietet den Nato-Beitritt.
Ein Nato-Beitritt steht für die Schweiz nicht 
zur Diskussion. Darüber könnte ohnehin nur 
das Volk entscheiden – mit oder ohne diese 
Initiative.

Die entscheidende Neuerung liegt woan-
ders: Die Initiative würde die Zusammenarbeit 
mit Verteidigungsbündnissen stark einschrän-
ken. Doch Zusammenarbeit kann man nicht erst 
vorbereiten, wenn ein Angriff unmittelbar droht, 
dann ist es zu spät. Auch unsere Partner müs-
sen bereit sein, im Ernstfall mit uns zusammen-
zuarbeiten.

Aber die Schweiz hat doch eine eigene Armee – 
braucht es diese Zusammenarbeit überhaupt?
Die Schweiz braucht eine starke Armee, denn 
«bewaffnete Neutralität» heisst, dass wir unser 
Land selbst verteidigen können. Das heisst aber 
nicht, dass wir im Falle eines Angriffs alles al-
lein tun müssen.

Der Ernstfall lässt sich nicht improvisieren 
und muss mit Partnern geübt werden. Je un-
sicherer die Welt wird, desto wichtiger ist es, 
vorbereitet zu sein. Zudem brauchen Bundes-
rat und Parlament im Ernstfall möglichst viele 
Handlungsoptionen – nicht möglichst wenige.

Ist diese Zusammenarbeit nicht ein Nato-Beitritt 
durch die Hintertür?
Nein. Zusammenarbeit ist kein Nato-Beitritt. 
Die Schweiz geht keine Verpflichtungen ein, die 
mit ihrer Neutralität unvereinbar wären.

Aber es wäre fahrlässig, heute die Fähig-
keit zur Zusammenarbeit abzubauen und darauf 
zu hoffen, sie im Ernstfall innert kürzester Zeit 
wieder aufbauen zu können. Sicherheitspolitik 
nach dem Prinzip Hoffnung ist keine verantwor-
tungsvolle Politik.

Ein zweiter umstrittener Punkt sind die Sanktionen. 
Hat die Schweiz mit der Übernahme der EU-Sank-
tionen gegen Russland ihre Neutralität verletzt?
Nein. Sanktionen sind mit dem Neutralitäts-
recht vereinbar. Sie geben der Schweiz die 
Möglichkeit, auf schwere Verletzungen des 
Völkerrechts zu reagieren.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass unsere 
Bevölkerung oder unsere internationalen Part-
ner verstanden hätten, wenn die Schweiz den 
Angriff Russlands auf die Ukraine einfach nur 
zur Kenntnis genommen hätte. Über einzelne 
Sanktionen kann man diskutieren. Aber daraus 
sollten wir keine starre Regel für alle künftigen 
Krisen machen.

Wäre es nicht konsequenter, zu sagen: Ein Neutra-
ler sanktioniert keine Kriegspartei?
Das klingt einfach. Die Realität ist aber selten 
so einfach.

Gerade die Schweiz hat ein grosses Interes-
se daran, dass das Völkerrecht gilt. Als kleines, 
exportorientiertes Land sind wir darauf angewie-
sen, dass sich Staaten an gemeinsame Regeln 
halten – und nicht das Recht des Stärkeren gilt.

Die Schweiz übernimmt Sanktionen heute 
nicht automatisch. Sie entscheidet von Fall zu 
Fall. Diese Möglichkeit sollten wir uns erhalten.

Die Initiative will die Neutralität ausdrücklich für 
Vermittlung und Konfliktlösung einsetzen. Was 
kann man dagegen haben?
Gar nichts. Genau das macht die Schweiz be-
reits heute.

Wir vermitteln zwischen Konfliktparteien, 
vertreten die Interessen anderer Staaten, be-
herbergen internationale Organisationen und 
organisieren Friedensgespräche.

Gute Dienste kann man nicht einfach in die 
Verfassung schreiben. Sie funktionieren, weil 
andere Staaten der Schweiz vertrauen.

Wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit: Wo sehen 
Sie wirtschaftliche Risiken bei der Initiative?
Ein Risiko besteht bei unserer Rüstungsindus-
trie: Die Schweiz allein ist zu klein, um diese 
Industrie langfristig zu erhalten. 2025 gingen 
86 Prozent unserer Kriegsmaterialexporte nach 
Europa.

Wenn Zweifel entstehen, ob die Schweiz 
im Ernstfall überhaupt noch liefern kann, ver-
lieren unsere Unternehmen Aufträge und Part-
ner. Und eine Rüstungsindustrie, die einmal 
verschwunden ist, lässt sich in einer Krise 
nicht einfach wieder aufbauen. Das bedeutet 
nicht mehr, sondern weniger Sicherheit für die 
Schweiz.

Wenn Sie einem liberalen Stimmbürger zum Schluss 
drei Gründe für ein Nein nennen müssten?
Erstens: Die Initiative ist unnötig. Die Schweiz 
war, ist und bleibt neutral – wir brauchen keine 
neue Neutralität.

Zweitens: Die Initiative ist ein Experiment. 
Sie verändert eine Neutralität, die sich seit 
180 Jahren bewährt hat.

Drittens: Die Initiative gefährdet unsere  
Sicherheit. Sie nimmt uns den Handlungs-
spielraum, den wir brauchen, um uns auf Kri-
sen vorzubereiten und im Ernstfall richtig zu 
handeln. 

«Je unsicherer  
die Welt wird, desto 

wichtiger ist es, 
vorbereitet zu sein.» 

«Sicherheitspolitik 
nach dem  

Prinzip Hoffnung ist  
keine 

verantwortungsvolle 
Politik.»

«Wir brauchen keine 
neue Neutralität.»
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Abstimmungen

Unsere Parolen für den 27. September
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Neutralität / Kriegsmaterialgesetz

In diesem Herbst wird die Sicherheit der Schweiz von rechts und links 
angegriffen: von der SVP mit ihrer «Neutralitätsinitiative» am 27. September 
und von Links-Grün mit dem Referendum gegen das Kriegsmaterialgesetz  
am 29. November. Die FDP wird diesen Doppelschlag abwehren, denn die 
Sicherheit der Bevölkerung ist unverhandelbar. Denn Sicherheit erfordert eine 
handlungsfähige Regierung und eine lebensfähige Verteidigungsindustrie.

Seit viereinhalb Jahren herrscht Krieg in der 
Ukraine. Russland bedroht die Nato-Ostflanke, 
hybride Kriegsführung ist in Zentraleuropa an-
gekommen und Demokratien geraten weltweit 
unter Druck. Kurz: Die Sicherheitslage hat sich 
grundlegend verschlechtert. Auch die Schweiz 
muss sich für den Ernstfall wappnen.

Mit ihrer «Neutralitätsinitiative» will die 
SVP die bewährte Neutralität in ein starres 
Dogma verwandeln. Sicherheitspolitische Zu-
sammenarbeit mit dem Ausland wäre nur noch 
zulässig, wenn die Schweiz direkt militärisch 
angegriffen oder ein Angriff unmittelbar vorbe-
reitet wird. Doch gerade für ein kleines Land ist 
die Zusammenarbeit mit Partnern zentral, um 
die bewaffnete Neutralität und eine glaubwür-
dige Abschreckung zu gewährleisten.

Die Auswirkungen der Initiative
Die flexible Auslegung der Neutralität hat sich 
über Jahrzehnte bewährt. Die Initiative würde 
diesen Handlungsspielraum zerstören, den Ruf 
der Schweiz als zuverlässiger Partner beschä-
digen und die Verteidigungsindustrie sowie die 
Friedensförderung schwächen. Zudem könnte 
der Bundesrat keine Sanktionen gegen kriegs-
führende Staaten mehr verhängen oder über-
nehmen. Davon profitieren einzig Despoten, die 
andere Länder völkerrechtswidrig überfallen.

›	� Nein zur Schwächung unserer Sicherheit: 
Die Schweiz braucht die Zusammenarbeit 
mit ihren Partnern.

›	 �Nein zum Ausbluten der Verteidigungs-
industrie: Eine sichere Schweiz ist auf 
eine lebensfähige, exportierende Rüstungs-
industrie angewiesen.

›	 �Nein zum starren Dogma: Der Bundesrat 
muss die Neutralität pragmatisch und mit 
Augenmass umsetzen können.

›	 �Nein zu blinden Verboten: Eine handlungs-
fähige Schweiz muss massgeschneiderte 
Sanktionen beschliessen können.

Angriffe auf unsere Sicherheit  
von beiden Flanken
Doch damit nicht genug: Mit ihrem Referendum 
gegen das Kriegsmaterialgesetz will die SP die 
Schweiz weiter entwaffnen. Das ist naiv und 
gefährlich. Denn wenn sich die Schweiz nicht 
glaubwürdig verteidigen kann, verliert sie ihre 
abschreckende Wirkung.

Die Revision des Kriegsmaterialgesetzes 
gibt dem Bundesrat den nötigen Spielraum, die 
Ausfuhrpolitik an veränderte geopolitische Be-
dingungen anzupassen. Jeder Konflikt ist an-
ders. Deshalb muss die Regierung im Einzelfall 
entscheiden können, statt an ein starres Kor-
sett gebunden zu sein.

Die schweizerische Verteidigungsindustrie 
steht unter enormem Druck. Ohne Exporte kann 
sie langfristig nicht überleben. Restriktive Ex-
portregeln und ein faktisches Wiederausfuhr-
verbot gefährden die heimischen Unternehmen. 
Ohne eine eigene Verteidigungsindustrie wäre 

die Schweiz vollständig vom Ausland abhängig.
Die Revision stärkt deshalb die Sicherheit 

und Verteidigungsfähigkeit unseres Landes. Sie 
ermöglicht Exporte an Partnerstaaten, ohne die 
strengen Kontrollen aufzugeben. So wird die 
Schweiz für ihre wichtigsten Partner wieder 
verlässlich: Wenn Partner im Notfall auf uns 
zählen können, sind sie auch eher bereit, die 
Schweiz mit Verteidigungsgütern zu beliefern.

So schützen wir die Schweiz:
Am 27. September: «Neutralitätsinitiative» NEIN
Am 29. November: Kriegsmaterialgesetz JA

Schweiz schützen!

Michael Schoy,
Leiter Kampagnen FDP Schweiz

Nein, so eine Armee wollen wir nicht!



Das war die
Delegierten-
versammlung

27.06.2026
Solothurn

Das war die
Delegierten-
versammlung

27.06.2026
Solothurn
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FDP Frauen

Wer in den letzten Monaten die Nachrichten verfolgt hat, ist dem Thema 
Femizide immer wieder begegnet. Frauen werden von ihrem Partner oder  
Ex-Partner getötet, auch in der Schweiz. Jede dieser Taten erschüttert. Und 
jedes Mal stellt sich dieselbe Frage: Hätten sie verhindert werden können?

Als FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz sind wir 
überzeugt: Betroffenheit allein reicht nicht. Es 
braucht den Willen, hinzuschauen, Risiken 
frühzeitig zu erkennen und dort zu handeln, wo 
Menschenleben in Gefahr sind. Genau deshalb 
haben wir ein Positionspapier zum Thema Fe­
mizide erarbeitet. Nicht weil wir glauben, für 
alles eine einfache Lösung zu haben, sondern 
weil der Schutz vor Gewalt zu den wichtigs­
ten Aufgaben eines funktionierenden Rechts­
staates gehört. Freiheit bedeutet auch, sicher 
leben zu können. Wer Gewalt fürchten muss, ist 
nicht frei. Und für die FDP.Die Liberalen Frauen 
Schweiz ist Sicherheit in Kernthema – gerade 
auch für Frauen.

Fakten statt Wegschauen
Liberale Politik basiert auf Fakten. Umso er­
staunlicher ist es, dass die Schweiz bis heu­
te keine schweizweit einheitliche Erfassung 
von Femiziden kennt. Was fehlt, sind verlässli­
che Daten darüber, welche Risikofaktoren be­
sonders häufig zusammentreffen und welche 
Massnahmen tatsächlich wirken. Wer ein Pro­
blem lösen will, muss es zuerst sichtbar ma­
chen. Deshalb fordern wir eine schweizweit 
einheitliche Erfassung von Femiziden. Nicht 
aus ideologischen Gründen, sondern weil Prä­
vention ohne Fakten kaum möglich ist.

Schutz statt Ideologie
Meist gab es bereits vor der Tat Warnsignale. 
Drohungen, Stalking oder frühere Gewalt wa­
ren bekannt. Trotzdem greifen Schutzmassnah­
men häufig zu spät oder kantonal unterschied­
lich. Hier braucht es klare Abläufe, eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Polizei, Justiz und 
Fachstellen sowie Schutzangebote, die rasch 
und unkompliziert erreichbar sind. Wer ge­
fährdet ist, braucht Hilfe, nicht Zuständigkeits­
debatten. Der Rechtsstaat muss dort stark sein, 
wo Leben bedroht sind.

Prävention statt Eskalation
Gewalt entsteht selten von einem Tag auf den 
anderen. Deshalb muss Prävention früh anset­
zen. Aufklärung über Warnsignale, Sensibili­
sierung in Schulen und Programme zur frühen 
Intervention können helfen, Eskalationen zu 
verhindern. Prävention stärkt die Eigenverant­
wortung, schützt potenzielle Opfer und entlas­
tet langfristig auch unseren Staat. Sicherheit 
beginnt nicht erst nach einer Straftat.

Konsequenz statt Wegsehen
Wo Gewalt ausgeübt wird, braucht es einen 
Rechtsstaat, der konsequent handelt. Schutz­
anordnungen und bestehende Gesetze müssen 
konsequent umgesetzt werden. Unreflektiert 

stets neue Vorschriften zu machen, ist keine 
Lösung. Entscheidend ist vielmehr, dass sinn­
volle bestehenden Instrumente greifen und 
gefährdete Frauen wirksam geschützt werden. 
Nulltoleranz gegenüber Gewalt ist kein poli­
tisches Schlagwort, sondern Ausdruck eines 
glaubwürdigen Rechtsstaates.

Femizide sind kein Randthema. Sie be­
treffen die Sicherheit unserer Gesellschaft 
und damit einen zentralen liberalen Wert: die 
Freiheit. Mit ihrem Positionspapier wollen die  
FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz Verantwor­
tung übernehmen und konkrete Lösungen auf­
zeigen. Frauen vor Gewalt zu schützen, heisst 
Freiheit zu schützen. Genau dafür setzen wir 
uns ein.

Anna Marty,
Geschäftsleitungsmitglied FDP.Die Liberalen 
Frauen Schweiz
Präsidentin FDP.Die Liberalen Frauen Schwyz

Frauen vor Gewalt schützen 

heisst Freiheit schützen
Warum die FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz ein Positionspapier zu Femiziden 

verabschiedet haben.

11Nr. 3 | 4. September 2026

FDP International

Neutralität schützt die Schweiz nur, wenn sie beweglich bleibt. Die  
SVP-Initiative würde sie in starre Regeln giessen, militärische Kooperation 
erschweren und den Handlungsspielraum des Bundesrats bei Sanktionen 
beschneiden. Betonierte Neutralität wäre deshalb keine Sicherheitspolitik, 
sondern ein Risiko.

In den Londoner Verträgen von 1839 wurde dem 
jungen Staat Belgien von den damaligen euro-
päischen Grossmächten die immerwährende 
Neutralität garantiert. Genützt hat dies wenig. 
In beiden Weltkriegen wurde die belgische 
Neutralität von Deutschland verletzt, und das 
neutrale Land wurde Kriegsschauplatz wider 
Willen. Die Schweiz hatte mehr Glück.

Akzeptanz von aussen
In der Schweizer Bundesverfassung wird die 
Neutralität erwähnt, aber nicht definiert. Dem 
zugrunde liegt auch die nüchterne Einsicht, 
dass es die kriegführenden Mächte sind, die 
unsere Neutralität anerkennen, oder eben 
nicht. Erinnern wir uns: Es waren die europäi-
schen Grossmächte, allen voran die britische 
Krone und das Zarenreich, die 1814/1815 die be-
waffnete Neutralität der Schweiz einforderten 
und damit unserem Land nach den napoleoni-
schen Kriegen die Unabhängigkeit sicherten. 
Der Wert der Neutralität misst sich nach der 
Akzeptanz von aussen.

Diese Akzeptanz hat nicht erst seit der 
Übernahme der EU-Sanktionen gegen Russ-
land gelitten. Die Alliierten hielten im Zwei-
ten Weltkrieg wenig von unserer Auffassung 
von Neutralität, aber die Schweiz konnte sich 
auch dank einer sehr flexiblen Interpretation 
einer Besetzung durch die Achsenmächte 
entziehen. Gerade diese historische Erfah-
rung zeigt: Neutralität war nie ein Dogma. 
Sie war immer auch politische Klugheit, An-
passungsfähigkeit und sicherheitspolitischer 
Pragmatismus.

Die SVP-Initiative fokussiert auf zwei As-
pekte: Erstens soll ein Verbot von Militärbünd-
nissen in der Verfassung verankert werden. 
Ausnahme: im Falle einer bevorstehenden 
militärischen Aggression gegen die Schweiz. 
Konkret heisst das: keine engere Zusam-
menarbeit mit der Nato. Wenn es allerdings 
brenzlig wird, dürfen wir militärische Hilfe in 
Anspruch nehmen. Das ist nicht zu Ende ge-
dacht: Zusammenarbeit kann man nicht erst 
dann einüben, wenn der Ernstfall bereits ein-
getreten ist.

Verbot von Sanktionen
Zweitens sollen Sanktionen gegen kriegführen-
de Mächte verboten werden; eine Ausnahme 
bilden Sanktionen des UNO-Sicherheitsrates. 
Der russische Aussenminister Sergei Lawrow 
sieht als Folge der Übernahme der EU-Sanktio-
nen die Schweizer Neutralität verletzt. Diese 
Ansicht ist sicherheitspolitisch relevant, auch 
wenn sie völkerrechtlich fragwürdig bleibt. Das 
Haager Abkommen schweigt zur Sanktionspro-
blematik der Moderne.

Mit der Übernahme der Sanktionen hat 
der Bundesrat das Land vor massiven Pro
blemen mit unseren engsten und wichtigsten 
Handelspartnern bewahrt. Wie lange hät-
te die Schweiz bei einem Nein zu den Sank-
tionen dem Druck aus Brüssel und Washing-
ton standhalten können? Wie hoch wäre die 
Wahrscheinlichkeit gewesen, dass die EU 
und die USA ihrerseits Strafaktionen gegen 
die Schweiz ergriffen hätten? Sie wäre erheb-
lich gewesen.

Neutralität ist kein Selbstzweck
Bei einer Annahme der Initiative zerstören 
wir den Ermessensspielraum unserer Regie-
rung, auf externe Schocks mit Augenmass zu 
reagieren. Heute steht in Artikel 185 der Bun-
desverfassung: «Der Bundesrat trifft Mass-
nahmen zur Wahrung der äusseren Sicherheit, 
der Unabhängigkeit und der Neutralität der 
Schweiz.» Das muss reichen. Wie Bundesrat 
und Parlament auf eine konkrete Bedrohungs-
lage reagieren, muss im Einzelfall entschieden 
werden. Nur mit dieser Flexibilität können wir 
auch in Zukunft adäquat Sicherheitspolitik be-
treiben. Neutralität ist kein Selbstzweck. Sie 
soll die Sicherheit, Unabhängigkeit und Hand-
lungsfähigkeit der Schweiz schützen. Wird sie 
in Beton gegossen, verliert sie genau jene Flexi-
bilität, die sie historisch stark gemacht hat. Aus 
diesen Gründen ist die Neutralitätsinitiative der 
SVP unbedingt abzulehnen

Betonierte Neutralität ist 

keine Sicherheitspolitik
Für eine sichere Schweiz

Walter Denz,
FDP International 

Karikatur, welche den Balanceakt der Wahrung 
der Neutralität 1915 darstellt.
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Verwaltungsbremse-Initiative

Am 12. August haben die Spitzen der drei grossen Wirtschaftsverbände – 
economiesuisse, Schweizerischer Gewerbeverband (sgv) und Schweizerischer 
Arbeitgeberverband (SAV) – an einer Pressekonferenz auf dem Bundesplatz 
öffentlich gemacht, die Verwaltungsbremse-Initiative der Jungfreisinnigen zu 
unterstützen.

Breite Unterstützung für die  
Verwaltungsbremse
An einer gemeinsamen Pressekonferenz haben 
sich economiesuisse, der Arbeitgeber- und der 
Gewerbeverband hinter unsere Verwaltungs-
bremse-Initiative gestellt. Damit trägt nicht nur 
eine überparteiliche Allianz von GLP-, Mitte-, 
FDP- und SVP-Bundesparlamentariern unser 
Anliegen, sondern auch die Schweizer Wirt-

schaft. Dass die Verbände bereits in der Sam-
melphase geschlossen hinter uns stehen, ist 
ein starkes Signal für die Initiative und zugleich 
ein Beleg dafür, wie gross der Handlungsbedarf 
inzwischen ist. Ohne Korrektiv schwächt das 
anhaltende Verwaltungswachstum den Wirt-
schaftsstandort nachhaltig. Die Verwaltungs-
bremse setzt diesem Trend ein Ende.

100-m²-Bundeshaus-Hüpfburg  
als Kampagnensujet
Trotz der erdrückenden Relevanz des übermäs-
sigen Verwaltungswachstums bleibt die Sen-
sibilisierung der Bevölkerung für das auf den 
ersten Blick trockene Thema eine Herausfor-
derung. Im Lichte dessen haben wir für unsere 
Verwaltungsbremse-Initiative eine Hüpfburg in 
Form unseres Kampagnensujets, des überge-
wichtigen Bundeshauses, lanciert. Das Sujet 
verkörpert die von der Politik verursachte über-
quellende Verwaltung und Bürokratie. Dass 
eine Hüpfburg vor allem Familien anspricht, 
ist kein Zufall. Denn das übermässige Verwal-
tungswachstum untergräbt zentrale Faktoren 
des Schweizer Erfolgsmodells, dessen Erhalt 
seit jeher ein Versprechen an künftige Gene-
rationen ist. Für dieses steht die Verwaltungs-
bremse-Initiative.

Unsere 10 × 10-Meter-Bundeshaus-Hüpf-
burg wird im Sommer 2027 durch die ganze 
Schweiz touren und uns damit ermöglichen, an 
Dorffesten, Standaktionen oder anderen Som-
meranlässen mit Jung und Alt über unser An-
liegen ins Gespräch zu kommen. Ich freue mich 
jetzt schon darauf.

Wirtschaft steht hinter 

den Jungfreisinnigen
Verwaltungsbremse-Initiative

Lucio Sansano,
Präsident Initiativkomitee  
Verwaltungsbremse-Initiative 

Foto (v.l.n.r.): Urs Furrer, Direktor Schweizerischer Gewerbeverband; Prof. Roland A. Müller,  
Direktor Schweizerischer Arbeitgeberverband; Jonas Lüthy, Präsident Jungfreisinnige; Monika Rühl, 
Direktorin economiesuisse; Lucio Sansano, Präsident Verwaltungsbremse-Initiative; Pauline Blanc, 
Vizepräsidentin Jungfreisinnige
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Regierungsratsersatzwahlen Kanton Aargau

Nationalrätin Maja Riniker (48) kandidiert im Kanton Aargau für die Ersatz- 
wahl des zurückgetretenen FDP-Regierungsrats Stephan Attiger (59).   
Der FREISINN sprach mit der letztjährigen Nationalratspräsidentin über die 
Motivation zur Kandidatur. 

Du politisierst seit sieben Jahren als Nationalrätin 
in Bundesbern. Was gefällt dir an dieser Arbeit?
Mich begeistert bis heute, dass ich an Lösun-
gen mitarbeiten darf, die das Leben der Men-
schen konkret verbessern. Politik bedeutet für 
mich, Verantwortung zu übernehmen, zuzuhö-
ren und unterschiedliche Interessen zusam-
menzubringen. In Bundesbern habe ich ge-
lernt, wie wichtig es ist, über Parteigrenzen 
hinweg tragfähige Lösungen zu finden. Diese 
Erfahrung möchte ich nun noch stärker für 
den Aargau einbringen. Denn Politik beginnt 
dort, wo sie für die Menschen im Alltag spür-
bar wird.

Im vergangenen Jahr warst du Nationalratspräsi-
dentin – wo lagen die wesentlichen Unterschie-
de dieses Präsidialjahrs gegenüber den anderen 
Jahren?
Ich durfte die Schweiz im In- und Ausland ver-
treten und unzählige Menschen kennenlernen – 
aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und 
Gesellschaft. Besonders beeindruckt hat mich, 
wie viel unser Land vom respektvollen Miteinan-
der lebt. Als Nationalratspräsidentin stand nicht 
die Parteipolitik im Zentrum, sondern das Ver-
bindende: Zuhören, Brücken bauen und auch 
in anspruchsvollen Situationen lösungsorien-
tiert bleiben. 

Der Wechsel von der Legislative zur Exekutive 
bringt viel Neues mit – was sind deine Erwar-
tungen?
Mich reizt die Möglichkeit, Verantwortung 
nicht nur bei der Gesetzgebung, sondern 
auch bei der Umsetzung zu übernehmen. In 
einer Regierung kann man Entwicklungen ak-
tiv gestalten und Projekte voranbringen. Da-
bei will ich pragmatisch handeln, Prioritäten 
setzen und gemeinsam mit Gemeinden, Wirt-
schaft und Bevölkerung Lösungen erarbeiten. 
Politik soll Resultate bringen, nicht Schlag-
zeilen.

Welche Herausforderungen müssen im Kanton  
Aargau unbedingt angepackt werden?
Der Aargau wächst, und das ist grundsätzlich 
eine grosse Chance. Dieses Wachstum müs-
sen wir aber klug gestalten. Wir brauchen ge-
nügend und sichere Energie, leistungsfähige 
Strassen und Bahnen, gute Schulen und eine 
Verwaltung, die effizient arbeitet. Gleichzei-
tig müssen wir unseren Unternehmen Sorge 
tragen, denn sie schaffen Arbeitsplätze und 
Wohlstand. Genau darin sehe ich eine der 
grossen Aufgaben der nächsten Jahre.

Maja Riniker kämpft in der Ersatzwahl um den FDP-Regierungsratssitz im Aargau. Foto: zVg

Politik beginnt im Alltag

Nathalie Henseler,
Redaktionsleiterin FREISINN

«Politik soll  
Resultate bringen,  
nicht Schlagzeilen.»

«Politik bedeutet für 
mich, Verantwortung 

zu übernehmen, 
zuzuhören und unter
schiedliche Interessen 
zusammenzubringen.»
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Europas Sicherheitsordnung hat sich grundlegend verändert. Am Vortrags­
abend von FDP Service Public zeigte Divisionär a. D. Alain Vuitel,  
weshalb Sicherheit mehr verlangt als militärische Mittel: Widerstandskraft, 
Investitionen und den Willen, Freiheit und Demokratie zu verteidigen.

Nach dem Ende des Kalten Krieges setzte Euro­
pa lange auf die Friedensdividende. Auch die 
Schweizer Armee wurde in mehreren Reform­
schritten verkleinert. Der russische Angriffs­
krieg gegen die Ukraine, die Rivalität der Gross­
mächte sowie Cyberangriffe, Desinformation 
und Sabotage haben die sicherheitspolitische 
Lage grundlegend verändert.

Divisionär a. D. Alain Vuitel ordnete diese Ent­
wicklungen am Anlass von FDP Service Public 
aus militärstrategischer Sicht ein. Seine zen­
trale Botschaft: Sicherheitspolitik darf nicht auf 
die Armee reduziert werden. Sie umfasst eben­
so funktionierende staatliche Institutionen, kriti­
sche Infrastrukturen, eine leistungsfähige Wirt­
schaft und eine widerstandsfähige Gesellschaft.

Sicherheit als Gesamtsystem
Vuitel stellte die «umfassende Sicherheit» ins 
Zentrum. Im Innersten stehen der gemeinsame 
Wille und Werte wie Demokratie, Bildung, Kultur 
und Wissen. Darum herum liegen Strom- und 
Datennetze, staatliche Führungsfähigkeit, Ener­
gieversorgung, Verkehr, Gesundheitswesen, öf­
fentliche Sicherheit und Wirtschaft. Die Armee 
ist ein zentraler Pfeiler dieses Gesamtsystems.

Der Vortrag knüpfte damit an die aktuelle 
Ausrichtung des Bundes an. Der Bundesrat hat 
am 19. Juni 2026 die Leitlinien für die Verteidi­
gung gutgeheissen. Im Vordergrund steht die 
Abwehr hybrider Bedrohungen und von An­
griffen aus der Distanz. Priorität haben unter 
anderem der Schutz kritischer Infrastrukturen, 
Führungsfähigkeit, Nachrichtenbeschaffung, 
Drohnenabwehr, elektronische Kriegführung 
und Resilienz.

Abhalten statt reagieren
Entscheidend ist nicht nur, über militärische 
Mittel zu verfügen, sondern damit glaubwür­
dig Wirkung zu erzielen. Vuitel brachte das Ziel 
auf eine einfache Formel: «Erfolg bedeutet, den 
Gegner davon zu überzeugen, dass er seine Zie­
le nicht erreichen kann.»

Glaubwürdige Verteidigung dient damit zu­
erst der Abhaltung. Sie soll verhindern, dass 
ein potenzieller Gegner überhaupt zum Schluss 
kommt, Druck, Erpressung oder ein Angriff 
könnten erfolgreich sein. Aus Vuitels Sicht darf 
die Schweiz deshalb im europäischen Sicher­
heitsgefüge keine Lücke bilden: Wer seine Si­
cherheit nicht selbst ernst nimmt, schafft Ab­

hängigkeiten und Risiken, die über die eigenen 
Grenzen hinausreichen.

Vuitel kennt die Schweizer Sicherheitspoli­
tik aus jahrzehntelanger Erfahrung. Seit 1989 
war er im VBS in zahlreichen Funktionen tätig, 
unter anderem als Chef der Nationalen Alarm­
zentrale, Chef des Militärischen Nachrichten­
dienstes, Chef der Führungsunterstützungs­
basis und Projektleiter Kommando Cyber. Bis 
Ende Juni 2026 war er Stabschef Operative 
Schulung der Armee.

Der Abend machte deutlich: Mehr Geld al­
lein schafft noch keine Sicherheit. Gefragt sind 
klare Prioritäten, moderne Fähigkeiten, wider­
standsfähige Strukturen und gesellschaftlicher 
Verteidigungswille. Für eine liberale Schweiz ist 
das zentral. Freiheit ist keine Selbstverständ­
lichkeit – sie setzt voraus, dass wir bereit sind, 
sie zu schützen.

«Niemand verteidigt die Schweiz,

ausser wir selber.»
Alain Vuitel, Divisionär a.D.

Markus Brunner, 
Vorstandsmitglied FDP Service Public

FDP Service Public
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Armeefinanzierung

Die Armee wurde 30 Jahre lang kaputtgespart. Der Nachrichtendienst  
spricht in seinem aktuellen Sicherheitsbericht von einer weiteren  
Verschärfung der Sicherheitslage. Diese Lücke zwischen angespannter 
Sicherheitslage und Verteidigungsfähigkeit muss dringend und so  
schnell wie möglich geschlossen werden.

Die Armeefinanzierung ist ein vielschichtiges  
Geschäft: Es geht in erster Linie um die poli- 
tische Priorisierung bei der Finanzierung von 
bodengestützten Luftabwehrsystemen, um den 
Erhalt von terrestrischer Verteidigungsfähig- 
keit und die vollständige Ausrüstung der Armee
angehörigen. Dabei hängen die Rüstungsbe-
schaffungen nebst den Lieferfristen der Rüs-
tungsindustrie insbesondere auch davon ab, 
wann die erste Anzahlung zur Reservation des 
Produktionsslots erfolgen kann. Denn zum Ukrai-
nekrieg hinzu hat der Irankrieg nun überraschend 
die Verfügbarkeit im Munitionsbereich weiter 
verschärft: Auch gut ausgerüstete Staaten wie 
die USA kämpfen zurzeit mit Nachschubpro
blemen. 

Für die Schweiz und andere europäische 
Staaten bedeutet das: Je mehr bei der Bestel-
lung angezahlt wird, desto weiter nach vorne 
rückt man in der Lieferliste. Denn die Liefer-
zeiten betragen zum Teil Jahre. Die Suche nach 
alternativen Verteidigungssystemen zu den bis-
her evaluierten läuft bei armasuisse ebenfalls 
auf Hochtouren.

Doch drückt der Schuh auch noch hier: Die 
Lage ist dermassen angespannt, dass die Ver-
teidigungsfähigkeit so schnell wie möglich wie-
derhergestellt werden muss. Dies ist nötig, weil 
bei der Armee in den letzten 30 Jahren – aus 
gesellschaftspolitisch verständlichen Gründen – 
zu viel gespart wurde. Diese müssen nun korri-
giert und der veränderten Sicherheitslage an-
gepasst werden. Die schnelle Beschaffung und 
Ausrüstung ist ein dringliches Geschäft.

Ein erster Schritt in diese Richtung ist nun 
aufgegleist, denn der Bundesrat beantragt 
CHF 970 Mio. aus Steuerüberschüssen  für An-
zahlungen zu Gunsten der bodengestützten 

Luftverteidigung. Die Linke hat bereits Opposi-
tion angekündigt und will das Geld für den Kli-
maschutz ausgeben. Für die Schliessung der 
Lücken in der Verteidigungsfähigkeit braucht 
es allerdings noch mehr Finanzmittel – es wird 
ein hartes Stück Arbeit.

Wir schlagen deshalb einen «Wehr- und 
Werkplatzfonds» vor, um der verschlechter-
ten sicherheitspolitischen Lage in Europa 
entgegenzutreten und die mangelnde Vertei-
digungsfähigkeit der Schweizer Armee zu be-
heben. Damit legt die FDP den anderen Parteien 
einen Vorschlag auf den Tisch, um den Kreis zu 
durchbrechen, in dem sich die politische Dis-
kussion nun seit fast drei Jahren dreht.

Denn wir fordern eine rasche Aus- und 
Aufrüstung des längst versprochenen persön-
lichen Materials und der dringend nötigen Ver-
teidigungssysteme. 

Gleichzeitig lehnen wir die Finanzierung 
durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
ab, sondern präsentieren einen bürgerlichen 
Gegenentwurf mit einem Mix aus Einsparun-
gen, Kapitalmobilisierung und Priorisierungen, 
die insgesamt 38 Milliarden Franken freispielen, 
ohne die Schuldenbremse zu verletzen.

Kernpunkte der vorgeschlagenen  
Finanzierung:
›	 �Priorisierung im Bundesbudget (CHF 10 

Mia.): Priorisierung der Verteidigungsaus-
gaben im ordentlichen Haushalt durch ge-
zielte Entlastungen, insbesondere bei der 
Internationalen Zusammenarbeit (IZA).

›	 �Teilverkauf der Swisscom (CHF 6 Mia.): Re-
duktion der Bundesbeteiligung von rund 51% 
auf ein Drittel, wobei der Bund als Ankerak-
tionär mit Sperrminorität bestehen bleibt.

›	 �Erstreckung der Covid-Schuldenfrist (CHF 
4 Mia.): Zweckgebundene Zuweisung von 
SNB-Zusatzausschüttungen und ordentli-
chen Rechnungsüberschüssen in den Fonds 
über einen Zeitraum von zehn Jahren.

›	 �Effizienzsteigerung im VBS (CHF 1 Mia.): 
Nominale Plafonierung der Betriebsausga-
ben der Armee ab 2027 durch den Abbau 
von administrativen Doppelstrukturen und 
Supportfunktionen.

›	 �Reaktion auf den Drohnenschock (CHF 4 
Mia.): Bereitstellung von ausserordent-
lichen Mitteln für den dringlichen Schutz 
kritischer Infrastrukturen mittels moderner 
Drohnenabwehrsysteme.

›	 �Plafonierung des Kantonsanteils (CHF 13 
Mia.): Zeitlich befristete Abschöpfung des 
künftigen Wachstums der direkten Bundes-
steuer bei den Kantonen unter Einhaltung des 
verfassungsrechtlichen Minimums von 17%.

Verworfene Finanzierungsoptionen:
›	 �Erhöhung der Mehrwertsteuer: Wir wehren 

uns gegen eine weitere Belastung für Mit-
telstand und KMU!

›	 �Aufgabe der Schuldenbremse: Wir geben 
die finanzpolitische Stabilität nicht preis! 
Der strukturelle Aufwuchs der Armee muss 
zwingend über den ordentlichen Haushalt 
erfolgen.

Das ist unser Lösungsvorschlag!

Jetzt sind die anderen am Zug

Nathalie Henseler,
Redaktionsleiterin  
FREISINN

Fanny Dietschi,
Redaktion  
FREISINN
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Wohnungsknappheit

Das Thema Infrastruktur brennt in der Schweiz unter den Nägeln: Teure 
Wohnungen, lange Stauzeiten und volle Züge nerven. An der Delegiertenver­
sammlung in Solothurn verabschiedete die FDP. Die Liberalen Schweiz einen 
Massnahmenkatalog, wie diese «Aufreger» beseitigt werden können. Bereits 
im März hat der Luzerner Ständerat und Wahlkampfleiter Damian Müller (41) 
eine Motion eingereicht, welche die Wohnungsknappheit ins Visier nimmt. Der 
Bundesrat lehnt in seiner Antwort die Motion ab. Müller erklärt im Gespräch 
mit dem FREISINN, worum es geht.

Mit deiner Motion möchtest du den Kantonen in 
Ausnahmefällen in Zusammenarbeit mit Städten 
und Gemeinden einfache, rasche, lokal klar einge-
grenzte und bedarfsorientierte Neueinzonungen er-
möglichen. Wird damit nicht ein Hintertürchen ge-
schaffen, damit nicht betroffene Gemeinden wieder 
einzonen können?
Nein. Genau das soll verhindert werden. Mei-
ne Motion schafft keine generelle Lockerung 
des Raumplanungsgesetzes, sondern eine eng 
begrenzte Ausnahmeregelung für Regionen, 
in denen nachweislich eine akute Wohnungs-
knappheit besteht. Voraussetzungen wie eine 
dauerhaft tiefe Leerwohnungsquote, die Zu-
stimmung des Kantons sowie eine lokale Be-
darfsanalyse verhindern Missbrauch.

Zudem gilt weiterhin der Grundsatz «In-
nenentwicklung vor Aussenentwicklung». Wo 
genügend Potenzial innerhalb der bestehen-
den Bauzonen vorhanden ist, soll dieses zu-
erst genutzt werden. Neueinzonungen dürfen 
erst dann möglich sein, wenn dieses Potenzial 
ausgeschöpft ist und trotzdem zu wenig Wohn-
raum entsteht. Es geht um Pragmatismus statt 
Ideologie.
 

Du kritisierst in deinem Vorstoss vor allem auch die 
Zeitspanne von 15 Jahren, auf die Einzonungen aus-
gelegt werden müssen. Weshalb?
Die 15-Jahres-Regel stammt aus einer Zeit mit 
anderen Rahmenbedingungen. Heute verän-
dern sich Bevölkerung, Wirtschaft und Wohn-
bedürfnisse wesentlich schneller. Wenn Regio-
nen stark wachsen, fehlen den Behörden die 
nötigen Instrumente, um zeitnah zu reagieren.
Mein Ziel ist nicht, die langfristige Planung auf-
zugeben, sondern mehr Flexibilität zu schaffen. 
Wenn über mehrere Jahre eine akute Woh-
nungsnot besteht, darf die Politik nicht taten-
los zusehen, weil ein Planungsinstrument zu 
starr ausgestaltet ist.

Du begründest deinen Vorstoss damit, dass das in 
der BV festgelegte Sozialziel klar verfehlt wird, nach 
welchem Wohnungssuchende für sich und ihre Fa-
milien eine angemessene Wohnung zur Verfügung 
haben sollen. Reicht da nicht eine klare Handlungs-
aufforderung an den Bundesrat, dieses verfassungs-
mässig festgelegte Ziel einfach sofort umzusetzen?
Nein. Eine Handlungsaufforderung allein schafft 
keine einzige zusätzliche Wohnung.

Die Ursachen der Wohnungsknappheit sind 
bekannt: langwierige Bewilligungsverfahren, 
Einsprachen, fehlendes Bauland in Wachs-

«Die Politik versprach, die Infrastruktur-

probleme aktiv anzugehen»

«Es geht um 
Pragmatismus statt  

Ideologie»
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tumsregionen und eine zunehmend komplexe 
Regulierung. Deshalb braucht es konkrete ge-
setzliche Verbesserungen und nicht bloss poli-
tische Appelle.

Wer den Mittelstand entlasten will, muss 
das Angebot erhöhen. Dauerhaft bezahlbarer 
Wohnraum entsteht nur, wenn wieder mehr ge-
baut werden kann.
 
Der Bundesrat lehnt den Vorstoss ab – wie inter-
pretierst du diese Absage?
Ich nehme die Haltung des Bundesrates zur 
Kenntnis, teile sie aber nicht.

Der Bundesrat verweist auf den Aktions-
plan Wohnungsknappheit und laufende Arbei-
ten. Das begrüsse ich ausdrücklich. Gleich-
zeitig reichen diese Massnahmen aus meiner 
Sicht nicht aus, um die Dynamik auf dem Woh-
nungsmarkt zu brechen.

Nach der Ablehnung der 10-Millionen-In-
itiative hat die Politik versprochen, die Infra-
strukturprobleme aktiv anzugehen. Genau das 

tue ich. Wer das Bevölkerungswachstum ak-
zeptiert, muss auch dafür sorgen, dass genü-
gend Wohnungen, Strassen, Schulen und Ener-
gieversorgung vorhanden sind. Probleme las-
sen sich nicht wegdiskutieren – sie müssen ge-
löst werden.
 
Hast du noch weitere Ideen im Köcher, wie die 
Schweiz wieder attraktiver wird für den eigenen 
Mittelstand, ohne dass liberale Grundsätze über 
Bord geworfen werden müssen?
Ja. Wir müssen die Bedürfnisse der Bevölke-
rung wieder besser ins Zentrum rücken, so 
dass insbesondere auch der Mittelstand wie-
der bessere Perspektiven in verschiedener 
Hinsicht hat.

Dazu gehören schnellere Bewilligungs- 
und Planungsverfahren, weniger Bürokra-
tie, wettbewerbsfähige Steuern, eine sichere 
Energieversorgung, leistungsfähige Verkehrs- 
und Digitalinfrastruktur sowie stabile Sozial-
werke.

Gleichzeitig müssen wir verhindern, dass 
der Staat durch immer neue Vorschriften und 
Abgaben die Lebenshaltungskosten zusätzlich 
erhöht. Wer arbeitet, Verantwortung übernimmt 
und Steuern bezahlt, muss sich Wohnen, Mobi-
lität und Familienleben wieder leisten können.

Liberale Politik bedeutet nicht, Probleme 
zu ignorieren. Sie bedeutet, die richtigen Rah-
menbedingungen zu schaffen, damit Menschen, 
Unternehmen und Gemeinden selbst Lösungen 
entwickeln können. Genau dort sehe ich den 
Auftrag der Politik.

Wohnungsknappheit

«Wir müssen die 
Bedürfnisse der Bevölkerung 

wieder besser  
ins Zentrum rücken»

Nathalie Henseler,
Redaktionsleiterin FREISINN
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Kennen Sie das? In einem Gespräch wird Ih-
nen vorgeworfen, Sie seien intolerant oder 
diskriminierend, weil Sie den Genderstern 
als übertrieben betrachten. Weil Sie finden, 
dass Menschen mit eindeutig männlichen Ge-
schlechtsmerkmalen nichts in einem Frauen-
WC verloren haben. Oder rassistisch, weil 
Sie der feinen Eiweisssüssspeise noch immer 
Mohrenkopf sagen. Oder ein Umweltverbre-
cher, weil Sie noch Fleisch essen oder zumin-
dest finden, dass man es nicht gleich verbie-
ten muss.

Und in einem anderen Gespräch wird Ihnen 
totalitäre Ideologie als Argumentation präsen-
tiert. Zum Beispiel, dass die Europäer halt fleis-
sig seien und deshalb reich, ganz im Gegensatz 
zu «den Schwarzen» in Afrika. Oder dass es 
auch bei uns wieder mal einen starken Füh-
rer braucht, der Ordnung macht. Vorgetragen 
in voller Überzeugung, ohne Klammerbemer-
kung und dann noch mit dem Nachsatz: «Das 
ist meine Meinung!» 

Dieses Phänomen ist nicht neu, der öster-
reichisch-britische Philosoph Karl Popper be-
schrieb es während des Exils im Zweiten Welt-
krieg in seinem politischen Hauptwerk «Die  
offene Gesellschaft und ihre Feinde» (1945) 
und nannte es das «Toleranz-Paradoxon». 

Darin verteidigte er die liberale Demokratie 
gegen totalitäre Ideologien. 

Popper warnt vor einer Schwachstelle libe-
raler Systeme: Wenn eine Demokratie uneinge-
schränkt tolerant ist, führt dies zum Verschwin-
den der Toleranz, da die Intoleranten die Ober-
hand gewinnen – das ist paradox. Doch spie-
len wir mit dem Seilziehen zwischen veganem 
Wokeismus und nationalistischer Neutralitäts-
debatte diesen Widerspruch nicht gerade mit-
ten in unserer Gesellschaft durch? Zusätzlich 
angefeuert von einer Armee kommentierender 
Trolle in den sozialen Medien, die sich der libe-
ralen Toleranz als Einfallstor bedienen und die 
Spaltung der Gesellschaft vorantreiben?

Um dieses Paradoxon aufzulösen, plädiert 
Popper für eine «wehrhafte Toleranz», die im 
Extremfall das Recht beansprucht, Intoleranz 
nicht zu dulden. Nach Poppers Logik darf eine 
wehrhafte Demokratie solche ausgrenzenden 
Positionen nicht unbegrenzt tolerieren, da sie 
die Würde vulnerabler Gruppen gefährden. 
Doch wer bestimmt, wann die Toleranzgren-
ze der Intoleranz erreicht ist? Ein Gericht? Wo 
hört die freie Meinungsäusserung auf und wo 
beginnt Intoleranz? 

In einer liberalen Gesellschaft muss die 
Auseinandersetzung mit Argumenten gepflegt 

werden, müssen Rationalität und Wissen-
schaftlichkeit geachtet werden. Wenn sich 
Gruppen dieser Diskussion verweigern, sich 
hinter «Meinungen» oder «Moral» verstecken 
und Menschen, die nicht ihrer Meinung sind 
oder ihren Moralvorstellungen entsprechen, 
ausgrenzen, diskriminieren, «canceln» oder 
sogar gewalttätig angreifen, ist die rote Linie 
überschritten. 

In diesem Sinne ist der gesellschaftliche 
Gegendruck gegen woke oder totalitäre Strö-
mungen kein Akt der Zensur, sondern eine not-
wendige Immunreaktion der Gesellschaft, um 
intolerante Hetze einzudämmen und den de-
mokratischen Schutzraum für alle Bürgerinnen 
und Bürger zu garantieren. 

Seitenblick – die Kolumne

Popper, Populismus und Cancel Culture

Nathalie Henseler,
Redaktionsleiterin FREISINN

Einladung zum Fachreferat von Peter Regli
Trump, Xi und Putin: Sie bedrohen Europa, unse- 
re nationale Sicherheit und die Demokratie.

Der ehem. Chef des Schweizer Nachrichten­
dienstes, MS ETH, Divisionär aD und nationaler  
Delegierter der FDP bei den Schweizerischen  
Delegiertenversammlungen äussert sich zur  
hochaktuellen Weltlage am:

Mittwoch, 21. Oktober 2026, in Bern 
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestr. 13+15,  
3000 Bern 22. Per ÖV mit Tram Nr. 9 ab Bahnhof 
Bern bis Breitenrain, dann 300 m zu Fuss,  

via Herzogstrasse > Papiermühlestrasse bis zur  
Kaserne. (Oder ins Navigationssystem eingeben: 
Kasernenstrasse 27)

Ab 18.45 Uhr Apéro
Beginn des Referats um 19.30 Uhr
Eintritt frei, keine Anmeldung notwendig



22 Nr. 3 | 4. September 2026

Preise:
1. Platz
Gewinnen Sie eine exklusive Führung durch 
das Bundeshaus.

2.–4. Platz:
1 SIGG-Flasche

5.–8. Platz:
Set mit 1 Anhänger und  
1 Kugelschreiber

Und so funktionierts:
1.	 Balkenrätsel lösen
2.	 Lösungswort bis 30. September 2026 

einsenden an: redaktion@fdp.ch, oder 
per Postkarte an: FDP Schweiz, Neu-
engasse 20, 3011 Bern

3.	 Mit etwas Glück als Gewinnerin oder  
Gewinner gezogen werden!

Gewinnen Sie einen exklusiven

Bundeshaus-Besuch!
9

2 1 4

2 6

13

10 6

5

4 8 12

3 12 7

10 9

7 3

13 11 5

11 1

8 14

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

Rätsel-Wettbewerb

1.	 Wie hiess die Hauptstadt der Helvetischen Republik?
2.	 Bundesrat mit fruchtigem Namen
3.	 Wie hiess der Erstbesteiger des Matterhorns?
4.	 Wie hiess der erste Berner Bundesrat?
5.	 Welchen Schweizer Wert will die SVP am  

27. September zerstören?
6.	 Welcher Kanton ist als einziger dreisprachig?
7.	 Wofür setzt sich die FDP unerbittlich ein?

8.	 Wie heisst der höchste in der Schweiz gelegene 
Strassenpass?

9.	 Wie heisst die mentale Kulturgrenze der Schweiz?
10.	 Aus welchem Land stammte die erste ETH-Studentin?
11.	 Wie hiess die erste FDP-Bundesrätin zum Vornamen?
12.	 Hauptort
13.	 In welchem Ort wurde die FDP gegründet?
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Lands-
gemeinde

17. Oktober 2026, Langenthal

Der FREISINN wird neu gestaltet

Der «SonntagsBLICK» wird zugunsten einer 
Wochenendausgabe mit der Samstagsausga-
be zusammengelegt. Die digitalen Angebote 
der NZZ-Gruppe werden ständig erweitert, von 
Podcasts bis Video-Interviews. Der Informa-
tionsraum ist umkämpft: Zankäpfel sind unter-
schiedliche Philosophien, das Informations
konsumverhalten der jüngeren Generation und 
das Generieren von Aufmerksamkeit, die länger 
als drei Sekunden anhält.

Nachdem die FDP Schweiz ihre Social-Me-
dia-Präsenz in den letzten beiden Jahren konti-
nuierlich ausgebaut hat und diese – neben den 
Petitionen – gerade zu einem weiteren erfolgrei-
chen Campagning-Instrument heranreift, sind 
nun weitere Informationsmittel an der Reihe.

In diesem Kontext hat sich das Generalsekre-
tariat entschieden, die Performance des alt-
bewährten FREISINNS genauer anzuschauen: 
Wer ist unsere Zielgruppe? Wen erreichen wir 

eigentlich? Ist ein Papierheftli noch zeitge-
mäss oder ist Print tot? 

In Zusammenarbeit mit den Sektionen in 
den Kantonen haben wir diese Fragen beant-
wortet und analysiert. 

Wir erfinden den FREISINN neu. Er wird ein Ma-
gazin mit frischem Layout:
›	 Mehr Menschen
›	 Politische Inhalte, neu präsentiert
›	 Mehr Zusammenhalt und Spirit 
›	 Spürbar gelebte Werte 
›	 Wissenswertes zur liberalen Geschichte
›	 Mit Augenzwinkern und Humor
›	 Mitmach-Aktionen

Um diese Aufgabe mit viel Tatkraft anzpacken, 
ist neu Nathalie Henseler Pfyl als Redaktionslei-
terin des FREISINNS ins Kommunikationsteam 
des Generalsekretariats gestossen. Die 50-jäh-
rige Schwyzerin arbeitet seit 20 Jahren in der 
Politik. Herzlich willkommen, liebe Nathalie!

Die ehemalige BLICK-Redaktorin und Seil-
bahn-Unternehmerin ist Mitglied der Geschäfts-
leitung der FDP Kanton Schwyz und ausgewie-
sene Expertin in der politischen Kommunikation 
und der Leitung von Wahl- und Abstimmungs-
kampagnen. 

Sind Sie auch schon so gespannt wie wir? Wir 
freuen uns bereits jetzt auf die November-Aus-
gabe im neuen Look!

Ist Print tot?

Matia Demarmels,
Kommunikationschef FDP Schweiz 
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